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ZEITGESPRÄCH

Umstrittene Bundesbahnsanierung
Einigkeit herrscht unter den Politikern eigentlich nur über den hohen Sanierungsbedarf der Deutschen 
Bundesbahn. Das Sanierungskonzept dagegen Ist nach wie vor umstritten. Dies wurde Anfang April in ei­
ner Bundestagsdebatte über die künftige Bahnpolitik erneut deutlich. Die Vorstellungen der Bundesregie­
rung erläutert Bundesverkehrsminister Dr. Werner Dollinger. Klaus Daubertshäuser, verkehrspolitischer 
Sprecher der SPD, nimmt Stellung.

Werner (Dollinger

Das Konsolidierungskonzept der Bundesregierung

Für denjenigen, der das „Son­
dervermögen Deutsche Bun­

desbahn“ verkehrspolitisch und fi­
nanzpolitisch gegenüber der Allge­
meinheit, also auch dem Steuer­
zahler, zu verantworten hat, spielt 
der folgende Tatbestand eine wich­
tige Rolle: Heute muß jeder Steuer­
zahler, egal ob er Bahnfahrer ist 
oder nicht, erst einmal jährlich rund 
590 DM für die Bahn bezahlen.

Ich will an dieser Stelle nicht das 
„eisenbahnpolitische Wäschewa­
schen“ fortsetzen, das in den letz­
ten Wochen und Monaten so emsig 
betrieben worden ist. Daß die Deut­
sche Bundesbahn seit dem Ende 
der 60er Jahre immer mehr und im­
mer schneller in die roten Zahlen 
gefahren ist, hat vielfältige Gründe. 
Zum größten Teil sind es Struktur­
probleme. Die Zunahme des Stra­
ßenverkehrs in den vergangenen 
Jahrzehnten, der Rückgang der 
Kohle- und Stahlproduktion, der 
Bau von Rohrfernleitungen, aber 
auch eine rasch zunehmende Kon­
kurrenz in der Luft haben die Ver­
kehrsanteile der Deutschen Bun­
desbahn erheblich sinken lassen. 
Ihr Anteil am Personenverkehr ist 
zwischen 1960 und 1982 von 
15,7 % auf 6,6 % zurückgegangen.
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Im Güterverkehr gingen die Anteile 
von 44,2 % 1960 auf nur noch 29 % 
im Jahre 1982 zurück.

Eine solche Entwicklung kann 
man nicht durch Gesetze und Ver­
ordnungen aufhalten. Denn eines 
ist klar: Das Grundprinzip der freien 
Wahl des Verkehrsmittels, das un­
serer gesamten freiheitlichen Wirt­
schaftsordnung entspricht, steht 
nicht zur Disposition.

Handlungsbedarf

Der Verlust von Verkehrsanteilen 
der Deutschen Bundesbahn hat 
auch deutliche Spuren in ihrer Wirt- 
schafts- und Finanzposition hinter­
lassen. Betrug der Jahresverlust im 
Jahre 1960 noch gerade 14 Mill. 
DM, so waren es 1982 bereits 4,15 
Mrd. DM, und es kann schon mit Be­
friedigung zur Kenntnis genommen 
werden, daß der Jahresverlust für 
1983 auf 3,75 Mrd. DM zurückge­
führt werden konnte. Auch die Ver­
schuldung der Deutschen Bundes­
bahn konnte 1983 erstmalig seit vie­
len Jahren gebremst werden. Aller­
dings auf dem sehr hohen Niveau 
von 35,6 Mrd. DM gegenüber einem 
Schuldenstand von 6,2 Mrd. DM in 
1960. Und dies, obwohl die jährli­
chen Bundesleistungen an die

Deutsche Bundesbahn bedrohlich 
von weniger als 1 Mrd. DM in 1960 
auf heute 13,8 Mrd. DM hochge­
schnellt sind. Würde das Tempo, in 
dem die Verschuldung in den ver­
gangenen Jahren angestiegen ist, 
weiter anhalten, so wäre etwa 1987 
mit einem Schuldenberg von über 
60 Mrd. DM zu rechnen, und damit 
wäre das Eigenkapital der Deut­
schen Bundesbahn aufgezehrt. 
Das Tempo der Verschuldung wür­
de auch anhalten oder sich gar ver­
stärken, wenn nichts geschieht. Der 
Handlungsbedarf zur Sanierung, ja 
Rettung der Deutschen Bundes­
bahn war also dringend. Mit den 
„Leitlinien zur Konsolidierung der 
Deutschen Bundesbahn“ , die von 
der Bundesregierung am 23. No­
vember 1983 beschlossen worden 
sind, wurden die notwendigen Vor­
aussetzungen geschaffen, der 
Bahn langfristige Chancen zu si­
chern.

Unser Ziel ist eine leistungsfähi­
ge, schnelle, komfortable, wettbe­
werbsfähige und an den Marktchan­
cen orientierte Bahn, die ihre Lei­
stungen absetzen kann. Es ist zu 
viel geredet worden vom „Kahl­
schlagkonzept“ . Aber wer die Bahn 
zerschlagen will, der steckt nicht 40
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Mrd. DM in Modernisierungsinvesti­
tionen, wie es die Bahn mit Hilfe des 
Bundes allein bis 1990 beabsichtigt. 
Und der Bau von 426 km neuer 
Schnelltrassen für die Bahn sind 
das Gegenteil von dem zu oft be­
haupteten Wort von der „Schrumpf­
bahn“ . Ohne Anpassung und ohne 
Modernisierung und Rationalisie­
rung würden wir der Bahn aber mit 
Sicherheit einen Platz im Verkehrs­
system der Zukunft geradezu vor­
enthalten.

An schönen Sanierungsplänen 
für die Bahn hat es in der Vergan­
genheit nicht gefehlt. Aber alle Ver­
suche, sie in die Wirklichkeit umzu­
setzen, sind gescheitert. Meist sind 
sie von politischen Interessen un­
tergraben worden. Wir müssen aus 
dieser Erfahrung lernen, daß ohne 
eine klare und nachhaltige Tren­
nung der politischen und unterneh­
merischen Verantwortung für die 
Deutsche Bundesbahn die notwen­
dige Konsolidierung nicht zu errei­
chen sein wird. Die Bundesregie­
rung muß den Handlungsrahmen 
vorgeben und die gemeinwirtschaft­
lichen Auflagen erteilen. Viel zu 
sehr ist in der Vergangenheit auch 
gegen die Vorschrift des Bundes­
bahngesetzes verstoßen worden, 
wonach die Bahn unter der Verant­
wortung ihrer Organe, also Vor­
stand und Verwaltungsrat, mit dem 
Ziel bester Verkehrsbedienung wie 
ein Wirtschaftsunternehmen zu füh­
ren ist. Das heißt praktisch: Es ist in 
erster Linie Aufgabe des Unterneh­
mens, unter Ausschöpfung aller 
notwendigen Rationalisierungs­
maßnahmen die Organisation und 
das Leistungsangebot der Deut­
schen Bundesbahn dem Struktur­
wandel anzupassen. Dies natürlich 
im von der Bundesregierung vorge­
gebenen Rahmen, denn trotz der 
klaren Trennung von politischer und 
unternehmerischer Verantwortung 
muß die enge Verzahnung von Un­
ternehmens- und Bundespolitik, wo

immer sie geboten ist, gewährleistet 
bleiben.

Leitlinien

Mit den „Leitlinien zur Konsolidie­
rung der Deutschen Bundesbahn“ 
ist der vom Gesetz her vorgegebe­
nen Trennung der Verantwortlich­
keiten Leben eingehaucht worden. 
Ich kann das in diesem Rahmen nur 
an Hand einiger Beispiele skizzie­
ren:

□  Das Bundeskabinett hat be­
schlossen, den DB-Vorstand nach­
haltig in seinem Ziel zu unterstüt­
zen, die Arbeitsproduktivität um 
40 % real zu erhöhen sowie die Ge­
samtkosten um rund 25 % und die 
Personalkosten um rund 30 % real 
zu senken. Gleichzeitig hat die Bun­
desregierung festgestellt, daß die 
Anpassung der Leistungen und Ka­
pazitäten der Deutschen Bundes­
bahn an die strukturellen Entwick­
lungen in Wirtschaft und Verkehr im 
gesamtstaatlichen Interesse liegt. 
Das bedeutet konkret, daß der Bund 
seine bishehgen Finanzleistungen 
an die Deutsche Bundesbahn auf­
rechterhalten und neue Festlegun­
gen über den künftigen Umfang im 
Haushalt 1985 und der mittelfristi­
gen Finanzplanung im 1. Halbjahr 
1984 treffen wird.

□  Die Bundesregierung hat das 
Engagement der Deutschen Bun­
desbahn im öffentlichen Personen­
nahverkehr bekräftigt. Sie hat dabei

Die Autoren
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Dr. Werner Dollinger, 65, ist 
Bundesminister für Verkehr.

Klaus Daubertshäuser, 40, 
ist verkehrspolitischer Spre­
cher der SPD-Bundestags- 
fraktion.

gleichzeitig die finanziellen Gren­
zen abgesteckt, so daß auch die 
Bundesländer und die kommunalen 
Gebietskörperschaften für ihre Zu­
sammenarbeit mit der Deutschen 
Bundesbahn, sei es in Verkehrsver­
bünden, sei es in anderen Koopera­
tionen, klare Peilmarken an die 
Hand bekommen haben. So sollen 
in den Verkehrsballungsräumen mit 
vorhandenen Verkehrs- und Tarif­
verbünden die Jahresverluste der 
Verkehrsunternehmen des Bundes 
nicht stärker steigen als die Ge­
samtzuwendungen aus dem Bun­
deshaushalt an die Deutsche Bun­
desbahn. Bei neuen Kooperationen 
gilt Entsprechendes.

Beim Bau neuer S-Bahnen dür­
fen dem Bund und der Deutschen 
Bundesbahn keine neuen Folgeko­
sten entstehen. Die Bundesregie­
rung hat bekräftigt, daß die Bahn 
sich nicht aus „der Fläche“ zurück­
ziehen wird. Bei der Verkehrsge­
staltung soll aber dem nachfragege­
rechteren und wirtschaftlicheren 
Verkehrsmittel der Vorzug gegeben 
werden.

In diesem Zusammenhang 
möchte ich betonen, daß ich der 
Deutschen Bundesbahn keine poli­
tische Vorgabe für eine bestimmte 
Größe des Streckennetzes gege­
ben habe, weil der Bahnvorstand 
hier eigenverantwortlich jeden Ein­
zelfall prüfen und entscheiden muß, 
und zwar unter Berücksichtigung 
regionaler Aspekte. Für eine Verla­
gerung des Verkehrs von der Schie­
ne auf die Straße gelten also stren­
ge Voraussetzungen. Man muß 
aber auch klar sehen, daß die Ver­
kehrsbedienung mit dem Bus bei 
der heutigen Wohn- und Standort­
struktur häufig besser und nachfra­
gegerechter ist als die Schiene, 
Man sollte aber auch dies zur 
Kenntnis nehmen: Im Personen­
nahverkehr auf der Schiene fährt 
die Bundesbahn ein jährliches Defi­
zit von 4,5 Mrd. DM ein. Im Busver-
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Die Krise der Deutschen Bundesbahn
Seit Anfang der 60er Jahre befindet sich die Bundes­
bahn auf Talfahrt. Dies läßt sich an einer Reihe von In­
dikatoren ablesen:

□ Betrug die Verschuldung der Bahn 1960 noch ca. 6 
Mrd. DM, so hatte sie Ende 1983 schon rund 36 Mrd. 
DM erreicht.

□ Die jährlichen Ausgleichszahlungen des Bundes, 
die sich 1960 noch auf weniger als 1 Mrd. DM belaufen 
hatten, waren 1983 auf 13,3 Mrd. DM gestiegen.

□ Die jährlichen Verluste nahmen von 14 Mill. DM 
1960 auf 4 Mrd. DM 1983 zu.

□ Die Personalausgaben machen inzwischen 67 % 
der Aufwendungen bzw. 134 % der Markterlöse (Gü­
terverkehrs- und Personenverkehrserträge) aus. Ob­
gleich zwischen 1960 und 1983 ein Abbau der Be­
schäftigten von 511 839 auf 302 872 stattgefunden 
hat, wird der Personalüberhang seit einigen Jahren je­
weils mit 10 000 Beschäftigten angegeben.

□ Die Zinsbelastung betrug 1983 2,9 Mrd. DM; das 
bedeutet, daß die Zinszahlungen allein 19,2 % der 
Markterlöse schlucken.

Die Bundesbahn sieht sich vor gravierenden Struktur­
problemen, deren Lösung zugleich eine Frage des 
Überlebens ist. Wenn die Notbremse nicht gezogen 
wird, dürfte die Bundesbahn unter Status-quo-Bedin- 
gungen bis 1990 über 90 Mrd. DM Schulden angesam- 
melt haben; schon 1988 wäre aber ihr Eigenkapital 
aufgezehrt. Die Zinslast würde dann auf 7,2 Mrd. DM 
angewachsen sein und der Fehlbetrag 10 Mrd. DM 
ausmachen: Es würde sich eine Deckungslücke (Bun­
desleistungen und Kreditaufnahmen) von 24,9 Mrd. 
DM auftun.

Der Unternehmensvorstand der Bundesbahn hat da­
her eine Sanierungsstrategie ausgearbeitet, und der 
Bundesverkehrsminister hat diese Konzeption in den 
am 23. 11. 1983 vom Bundeskabinett verabschiede­
ten „Leitlinien zur Konsolidierung der Deutschen Bun­
desbahn“ bestätigt. Es gilt vorrangig zwei Problembe­
reiche anzugehen;

□ Die Verbesserung des Verhältnisses zwischen Auf­
wand und Leistung.

□  Die Stärkung der Marktstellung der DB. Dies wird 
sich vor allem in Streckenstillegungen und Personal­
abbau, aber auch in Neuinvestitionen auswirken.

Im einzelnen sieht das Konzept folgendes vor: Bis 
1990 sollen

□ die Arbeitsproduktivität um 40 % gesteigert.

□  die Personalkosten um 30 % und

□ die Gesamtkosten um 25 % gesenkt werden.

Um diese Zielvorgaben zu erreichen, sollen bis 1990

□  mehr als 40 Mrd. DM investiert werden, um die 
Schiene an die übrige Verkehrsinfrastruktur anzupas­
sen,

□ die Finanzierung des Streckenausbaus außerhalb 
der plafondierten Bundesleistungen erfolgen,

□  die Deckungslücke reduziert und die Verschuldung 
auf 53 Mrd. DM begrenzt werden,

□  ein weiterer Personalabbau von derzeit ca. 
303 000 Beschäftigten um rund 80 000 erfolgen und

□  das Streckennetz im Güterverkehr von 27 600 auf 
22 000 Schienenkilometer reduziert sowie im Perso­
nenverkehr von 22 500 auf 15 500 Kilometer verrin­
gert und auf den billigeren Busbetrieb umgestellt wer­
den.

Seit dem Jahre 1960 wurden mehr als 2000 Kilometer 
Bahnlinie auf dem Lande völlig stillgelegt und der Per­
sonenverkehr auf ca. 5000 Kilometer Länge einge­
stellt. Dies betraf rund 390 Strecken. Daneben wurde 
in den letzten Jahren der Fahrplan ausgedünnt.

Während im Jahr 1982 etwa 700 Mill. Personen in den 
großstädtischen Regionen auf 3600 Streckenkilome­
tern befördert wurden, nutzten die übrigen 19 500 Kilo­
meter nur 340 Mill. Fahrgäsfe, und im Personenver­
kehr auf dem Lande mußten viele Strecken mit weni­
ger als 1000 Reisenden täglich befahren werden. Der 
Schrumpfungsprozeß wird daher auch in Zukunft ins­
besondere beim kostenungünstigen Personenverkehr 
in der Fläche ansetzen, wo nur etwa ein Fünftel der Ko­
sten eingefahren werden können. Hier wird der Fähr­
betrieb weitgehend auf den Bus umgestellt. Schon 
jetzt befördert die Bahn mit rund 1 Mrd. Personen auf 
der Straße fast ebensoviele Fahrgäste wie auf der 
Schiene. 1981 wurden 163 Zugverbindungen gestri­
chen, 1982 waren es schon 238 Verbindungen mit 
4184 Zügen je Woche. 1983 erfolgte eine weitere Ver­
minderung des Zugangebots um 2 %, es wurden 2907 
Verbindungen in der Woche gestrichen. Für 1984 ist 
geplant, den Personenverkehr auf sieben Strecken mit 
insgesamt 174 Bahnkilometern stillzulegen.

Dem steht nur ein ganz geringer Bau neuer Schienen­
strecken gegenüber; der Fernverkehr läuft nach wie 
vor über das alte Reichsbahnnetz. Geplant und in An­
griff genommen sind 614 Kilometer Neubauten (u. a. 
Hannover-Würzburg und Mannheim-Stuttgart) sowie 
Ausbauten von ca. 2000 Kilometern.

WIRTSCHAFTSDIENST 1984/V 217
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Die wirtschaftliche Entwicklung der Deutschen Bundesbahn ab 1962
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kehr der Deutscher? Bundesbahn 
werden ebensoviele Personen be­
fördert; der Busverkehr aber ist na­
hezu kostendeckend.

□ Die Bundesregierung hat jeden 
Zweifel an der Weiterführung der im 
Bau befindlichen Neu- und Ausbau­
strecken beseitigt. Bis zum Anfang 
der 90er Jahre werden allein 426 
km Neubaustrecke mit einem Inve­
stitionsaufwand von über 15 Mrd. 
DM erstellt. Mit den Neu- und Aus­
baustrecken wird die Bundesbahn 
über ein Intercity-Netz von 2000 km 
verfügen, auf dem dann die Züge 
200 km schnell fahren können. Da­
durch wird die Kapazität und die 
Qualität der Beförderungsleistun­
gen der Deutschen Bundesbahn 
wesentlich erhöht und ihre Wettbe­
werbsfähigkeit gestärkt. Insgesamt 
wird der Schwerpunkt der Investitio­
nen auf dem Ausbau und Neubau 
der Teile des Schienennetzes lie­
gen, die für eine überregionale Be­
förderung großer Verkehrsmengen 
erforderlich sind -  mit der dazuge­
hörigen Ausgestaltung der Güter­
und Reisezugbedienung zwischen 
Verkehrsballungsräumen und wich­
tigen Zentren. Ein erhebliches Ra­
tionalisierungspotential liegt natür­
lich auch im technischen Bereich. 
Als Beispiel will ich nur darauf hin- 
weisen, daß die Unterhaltungsko­
sten für den Drehstrommotor der

modernen Lok E 120 bei etwa ei­
nem Drittel der Unterhaltungsko­
sten für herkömmliche Motoren lie­
gen.

Soweit zu den Beispielen aus 
dem Bundesbahnkonzept.

Neue Ambitionen

Der Vorstand der Deutschen 
Bundesbahn hat uns am 14. März 
dieses Jahres mit der Meldung 
überrascht, daß das Jahresergeb­
nis für 1983 um 400 Mill. DM niedri­
ger als das von 1982 und gegen­
über dem ursprünglichen Wirt­
schaftsplan sogar um 1 Mrd. DM ge­
ringer ist. Darüber hinaus konnte 
ein Anstieg der Schulden bei unver­
änderter Höhe der Bundesleistun­
gen vermieden werden. Wir haben 
diese Meldungen natürlich gerne 
zur Kenntnis genommen, wenn­
gleich ich auch vor der Meinung 
warnen muß, daß die Dinge bei der 
Deutschen Bundesbahn nunmehr 
gleichsam von alleine in die richtige 
Richtung laufen würden. Ohne er­
hebliche Anstrengungen bei den 
Zukunftsinvestitionen in ein lei­
stungsfähigeres Streckennetz und 
die moderne Technik wird sich eine 
nachhaltige Sanierung nicht errei­
chen lassen. Und das bedeutet, daß 
der Kapitalbedarf der Deutschen 
Bundesbahn in den nächsten Jah­
ren erheblich zunehmen wird.

Erfreulich ist zu sehen, mit wel­
chem Elan der Bahnvorstand sich 
daranmacht, auf dem Verkehrs­
markt wieder Boden für die Bahn 
zurückzugewinnen. Selbst wenn 
die außerordentlich populären Ver­
kaufsaktionen der Bahn, wie z. B. 
die „rosaroten Zeiten“ , die Kassen 
unter dem Strich auch nicht erheb­
lich gefüllt haben, so haben die Ei­
senbahner die Öffentlichkeit doch 
von ihrem großen Leistungswillen 
und von ihrer Leistungsfähigkeit 
überzeugt. Der Vorstand der Bahn 
sagt zu Recht, daß viele Leute des 
Bahnfahrens entwöhnt sind. Wer 
als Kind oder Jugendlicher nur das 
Auto oder das Flugzeug kennenge­
lernt hat, der wird auch als Enwach- 
sener nur schwer auf die Idee kom­
men, mit der Bahn zu reisen. Ich fin­
de es daher gut, daß die Marktstra­
tegie des Vorstandes der Deut­
schen Bundesbahn langfristig an­
gelegt ist, denn nur so lassen sich 
Märkte dauerhaft zurückerobern.

Auch im Güterverkehr zeichnet 
sich in der Marktstrategie der Deut­
schen Bundesbahn ein günstiger 
Wandel ab. Nicht der reine Verkauf 
von Verkehrsleistungen wird künftig 
im Vordergrund stehen, vielmehr 
wird die logistische Leistung insge­
samt Gegenstand des Verkaufs 
sein. Das erfordert vielerlei Koope­
rationen, z. B. mit den Speditionen.

K O N J U N K T U R
V O N  M O R G E N
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Zugleich unternimmt der Vorstand 
der Deutschen Bundesbahn erheb­
liche Anstrengungen, das Angebot 
im Güterverkehr zu verbessern. So 
wird es mit dem Fahrplanwechsel 
am 3. Juni den „Intercargo" geben, 
mit dem zwischen elf Wirtschafts­
zentren im Entfernungsbereich von 
mehr als 200 km ein besonders 
schnelles Güterzugnetz aufgebaut 
wird, in dem jede Nacht 90 IG-Gü- 
terzüge als Direktverbindungen ver­
kehren. Ebenfalls ab Fahrplan­
wechsel werden zwischen 26 aus­
gewählten Stückgutabfertigungen 
auch Partie-Sendungen auf der 
Schiene befördert werden, die zu­
sammengefaßt in durchgehenden 
Wagen laufen. Die Beförderungs­
dauer von Haus zu Haus liegt bei 
maximal 24 Stunden. Seit Ende Ja­
nuar läuft unter dem Stichwort „Ter­
mindienst" ein Angebot für Expreß­
gut zwischen 50 Bahnhöfen. Die 
Garantie dabei: Alles was bis 17.30 
Uhr angeliefert ist, wird am folgen­
den Morgen um 8.00 Uhr zur Abho­
lung bereitstehen. Bei Frist­

überschreitung gibt es eine Ent­
schädigung.

Diese Beispiele zeigen, daß die 
notwendige Sanierung der Deut­
schen Bundesbahn nicht nur einsei­
tig durch Rationalisierungsmaßnah­
men und Einsparungen auf der Ko­
stenseite vorangetrieben wird, son­
dern auch durch eine neuartige, 
energische Verkaufsstrategie. Bei­
des zielt darauf ab, Leistungen zu 
produzieren, die von den Bürgern 
und der Wirtschaft nachgefragt wer­
den, und zwar zu einem Preis, der 
konkurrenzfähig ist.

Überzeugungsarbeit notwendig

Es gibt viele Gründe dafür, daß 
unser Verkehrssystem eine lei­
stungsfähige Eisenbahn braucht. 
Wir können also nicht auf die Eisen­
bahn verzichten, aber wir werden 
auf sie nur dann nicht verzichten 
müssen, wenn sie bezahlbar bleibt. 
Ihre Weiterentwicklung als moder­
nes Verkehrsunternehmen darf sich 
daher nicht an Ideologien ausrich­

ten, sondern muß an den Bedürfnis­
sen der Bürger und der Wirtschaft 
orientiert sein. Ich bin optimistisch, 
daß die Konsolidierung und Sanie­
rung der Bahn zusammen mit ei­
nem guten Vorstand gelingen wird. 
Das wird auch beim Bundesver­
kehrsminister Beharrlichkeit, 
Standhaftigkeit und unendlich viel 
Überzeugungsarbeit erfordern. Wir 
müssen noch mehr auch diejenigen 
zur Mitarbeit gewinnen, die sich da­
vor fürchten, in ihrem Verantwor­
tungsbereich „ein Stück Eisen­
bahn“ zu verlieren. Wir müssen ih­
nen klarmachen, daß es nicht um 
weniger Eisenbahn geht, sondern 
um eine in vielen Bereichen andere 
und modernere Bahn.

Ich bin aber auch deshalb optimi­
stisch: Wenn es uns jetzt nicht ge­
lingt, das Konsolidierungskonzept 
durchzusetzen, dann wird die Bahn 
in einigen Jahren auf dem verkehrs­
politischen Abstellgleis stehen. 
Deshalb muß eine moderne Deut­
sche Bundesbahn -  die Bahn der 
Zukunft -  geschaffen werden.

KlauSiDaubertshäuser

Eine Einordnung in eine Gesamtverkehrskonzeption fehlt

Die Weichen für die Zukunft der 
Deutschen Bundesbahn müs­

sen -  insbesondere auch vor dem 
Hintergrund ihrer bekannten 
schwierigen Finanzlage -  heute ge­
stellt werden. Neben anderen Ent­
scheidungsträgern ist hier gerade 
die Politik gefordert, voran die Bun­
desregierung und der Deutsche 
Bundestag. Dabei steht außer Fra­
ge, daß eine Lösung der strukturell 
angewachsenen Probleme der 
Deutschen Bundesbahn im wirt­
schafts-, finanz- und unternehmens­

politischen Bereich heute dringen­
der denn je ist und eine Herausfor­
derung für alle Verantwortlichen 
darstellt.

Es darf aber nicht weiter gesche­
hen, daß im politischen Bereich le­
diglich ein großes Wehklagen über 
die Lage der Deutschen Bundes­
bahn angestimmt wird -  wobei dann 
weniger die Lösungen interessie­
ren, als vielmehr der Versuch ge­
macht wird, einseitige Schuldzuwei­
sungen vorzunehmen. Das nämlich 
hilft weder der Deutschen Bundes­

bahn, noch dem auf sie und ihre Lei­
stungen angewiesenen Bürger oder 
der Wirtschaft.

Über die Lage der Deutschen 
Bundesbahn und ihre Probleme ist 
soviel gesagt und geschrieben wor­
den, daß es hier sicher verfehlt und 
müßig wäre, weitere analysierende 
Aussagen zu machen. Im Grunde 
sind sich offensichtlich die Politiker 
und die Verkehrswissenschaftler 
weitgehend einig, wo die Probleme 
und deren Ursachen liegen. Weit 
nötiger erscheint es jedoch, klare

220 WIRTSGHAFTSDIENST 1984/V



ZEITGESPRÄCH

Aussagen über die Zukunft der 
Deutschen Bundesbahn zu ma­
chen, über die ihr zugedachten Auf­
gaben und damit über die Frage zu 
entscheiden, wie eine zukunftsge­
richtete Bundesbahnpolitik zu ge­
stalten ist und was im einzelnen von 
der Politik erwartet wird. Über einen 
konkreten Maßnahmenkatalog ist 
also zu entscheiden, ein klares Be­
kenntnis der Politik ist erforderlich.

Im Grunde läuft dies auf die alles 
entscheidende Frage hinaus: Wel­
che Bahn wollen wir uns künftig lei­
sten, oder welche Bahn können wir 
auch künftig noch finanzieren? Mit 
anderen Worten: Wer gibt die Vor­
gaben für den künftigen Handlungs­
spielraum, der Verkehrsminister 
oder der Finanzminister?

Fiskalisches Denken

Die Bundesregierung hat am 23. 
November 1983 die „Leitlinien zur 
Konsolidierung der Deutschen Bun­
desbahn“ beschlossen. Die Kabi­
nettsvorlage für diesen Beschluß ist 
eindeutig vom Finanzminister ge­
prägt, das einseitige, absolut fiskali­
sche Denken hat sich hier völlig 
durchgesetzt. Es fehlt, und das ist 
der entscheidende Mangel an den 
Leitlinien, eine Bestimmung und 
Abgrenzung der Aufgaben der 
Deutschen Bundesbahn im Rah­
men einer Gesamtverkehrskonzep­
tion. Es ist völlig unzureichend, 
wenn die gewachsenen strukturel­
len Probleme der Deutschen Bun­
desbahn allein über den betriebs­
wirtschaftlichen Weg Rationalisie­
rung, Personalabbau und Privati­
sierung gelöst werden sollen. Damit 
sind die eigentlichen Entscheidun­
gen auf die Ebene des Vorstandes 
der Deutschen Bundesbahn verla­
gert, die Verantwortung der Politik 
tritt dagegen deutlich in den Hinter­
grund.

Es darf doch nicht angehen, daß 
die Bundesregierung lediglich be­

reit ist, den Vorstand der Deutschen 
Bundesbahn bei seinen Rationali­
sierungsbemühungen nachhaltig 
zu unterstützen und in diesem Zu­
sammenhang nur feststellt, daß die 
Anpassungen der Leistungen und 
Kapazitäten der Deutschen Bun­
desbahn an die strukturellen Ent­
wicklungen in Wirtschaft und Ver­
kehr im gesamtstaatlichen Interes­
se liegen. Dies ist in keiner Weise 
die notwendige Übernahme der po­
litischen Verantwortung gegenüber 
dem eigenen Unternehmen Deut­
sche Bundesbahn und der bei Ihr 
Beschäftigten.

Fehlende
Zukunftsperspektive

Weil sich die Leitlinien der Bun­
desregierung fast ausschließlich 
auf Anpassungsmaßnahmen kon­
zentrieren und die Konsolidierung 
der Bahnfinanzen als mittelfristiges 
Ziel nennen, fehlt eine klare Zu­
kunftsperspektive für die Rolle der 
Deutschen Bundesbahn in der 
Deutschen Verkehrswirtschaft. Es 
ist in den Leitlinien kein Ansatz für 
ein Gesamtverkehrskonzept -  in 
dem die Rolle der Deutschen Bun­
desbahn definiert wird -  zu erken­
nen. Damit fehlt dann auch die not­
wendige Orientierung für Verkehrs­
nutzer und verladende Wirtschaft. 
Und in diesem Zusammenhang darf 
es dann nicht verwundern, wenn die 
Leitlinien der Bundesregierung auf 
heftige Kritik nicht nur bei den kom­
munalen Spitzenverbänden, Ge­
werkschaften und Landesregierun­
gen gestoßen sind, sondern auch 
die Wirtschaftsverbände eindeutige 
Kritik geäußert haben.

Neben diesen grundlegenden 
Fragen sind aber auch solche Pro­
blembereiche und Lösungsansätze 
nicht angesprochen worden, die 
doch in den letzten Jahren unter 
Fachleuten vorrangig diskutiert und 
weitgehend auch als notwendig be­
zeichnet wurden.

Dringend notwendig -  mit den 
Leitlinien der Bundesregierung aber 
nicht geklärt -  ist eine gesetzlich ab­
zusichernde langfristige Investi­
tionsplanung für die Deutsche Bun­
desbahn. Investitionen in zukunfts­
trächtige Bereiche des Eisenbahn­
verkehrs müssen ein Schwerpunkt 
des Verkehrswegebaus werden. 
Denn ohne Infrastrukturverbesse­
rungen fehlt allen weiteren Maßnah­
men zur Gesundung der Bahn die 
unbedingt notwendige langfristige 
Wirkung. Durch die von der Bun­
desregierung aber in der Höhe be­
grenzten Bundesmittel, die festge­
schriebene Plafondierung, ist eine 
gesicherte Finanzierung der Inve­
stitionen mehr als problematisch. 
Damit wird die Bahn erneut auf den 
Kapitalmarkt verwiesen. Diese 
Zwangssituation, Investitionen über 
von ihr selbst aufzunehmende Kre­
dite finanzieren zu müssen, darf 
nicht weitergehen.

Dazu gehört auch eine klare Ent­
scheidung der Bundesregierung, 
die Neu- und Ausbaustrecken au­
ßerhalb der von ihr gesetzten Pla­
fondierung der Bundesleistungen 
zu sichern. Es müssen Finanzie­
rungsmöglichkeiten außerhalb des 
festgeschriebenen Wirtschaftspla­
nes der DB gefunden werden. Es 
bietet sich an, die Neu- und Ausbau­
strecken für den Schienenperso­
nenfernverkehr aus einem Sonder­
investitionstitel des Bundes zu fi­
nanzieren. Neu- und Ausbauten 
im Schienenpersonennahverkehr 
müssen durch Mittel nach dem 
Gemeindeverkehrsfinanzierungs­

gesetz oder durch Sonderverein­
barungen zwischen Bund, Ländern 
und Gebietskörperschaften finan­
ziert werden.

Schuldenabbau
Weiterhin ist es ein unbestreitba­

res dringendes Ziel, der Deutschen 
Bundesbahn einen Schuldenabbau 
zu ermöglichen. Auch hierfür fehlen 
in den Leitlinien der Bundesregie­
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rung die notwendigen Vorschläge. 
Eine Lösung für ein solches Ent­
schuldungsprogramm hat eine Ar­
beitsgruppe unter Hermann Josef 
Abs vorgeschlagen: die Auflage ei­
ner Anleihe des Bundes zur Ent­
schuldung der Bundesbahn, wobei 
für Zinsen und Tilgung der Anleihe 
der Bund aufzukommen hätte. Vor 
dem Hintergrund einer Schulden­
last von 36 Mrd. DM mit der damit 
verbundenen Belastung durch den 
Zins- und Tilgungsdienst ist eine Lö­
sung der Schuldenproblematik vor­
dringlich. Setzt sich nämlich die Ent­
wicklung wie in den früheren Jahren 
fort, wird das Eigenkapital der Deut­
schen Bundesbahn im Jahre 1988 
aufgezehrt sein.

Die Leitlinien tragen nicht dazu 
bei, daß die Finanzstruktur der DB 
bereinigt wird; die Kreditfähigkeit 
der Deutschen Bundesbahn wird 
zunehmend problematisch und da­
mit die Finanzierung eigenwirt­
schaftlicher Investitionen gefährdet. 
Ohne diese Maßnahme bleibt die 
Gewinn- und Verlustrechnung zu­
nehmend belastet.

Notwendig wäre es ferner gewe­
sen, eine Gleichstellung der Deut­
schen Bundesbahn mit den übrigen 
Verkehrsträgern hinsichtlich ihrer 
Versorgungslasten verbindlich fest­
zuschreiben.

Neuordnung der Kompetenzen

Bereits in der letzten Wahlperio­
de des Deutschen Bundestages 
wurde der Einstieg in die notwendi­
ge Weiterentwicklung der Unter­
nehmensverfassung der Deut­
schen Bundesbahn vollzogen. Die­
ser Weg muß konsequent weiterbe­
schritten werden. Der Zielkatalog 
für die DB ist politisch vorzugeben. 
Die Durchführung der Maßnahmen 
im einzelnen muß dann allein durch 
die Deutsche Bundesbahn ohne 
weitere Einwirkung des Staates ge­
schehen.
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Die Deutsche Bundesbahn als öf­
fentliches Unternehmen der Ver­
kehrswirtschaft unterliegt zwar der 
öffentlichen Kontrolle, dies darf 
aber nicht dazu führen, daß die 
Selbständigkeit und Handlungsfrei­
heit des Unternehmens gefährdet 
wird. Eine Neuordnung des Verhält­
nisses zwischen Eigentümer, Ver­
waltungsrat und Vorstand der DB ist 
hierfür notwendig. Die Genehmi­
gungs- und Beteiligungsvorbehalte 
müssen auf die Tatbestände be­
schränkt bleiben, die aus der Stel­
lung der Deutschen Bundesbahn 
als Sondervermögen des Bundes 
unverzichtbar sind. Konkret hieße 
dies beispielsweise, daß etwa die 
Tarifgenehmigung beim Bundesmi­
nister für Verkehr verbliebe, die 
Rahmengenehmigung aber we­
sentlich erweitert würde.

Auch eine deutlichere Abgren­
zung der unternehmerischen von 
den gemeinwirtschaftlichen und da­
mit staatlich beeinflußten Bereichen 
der Bahn ist unbedingt erforderlich. 
Dies war bisher auch einheitliche 
Auffassung. Unverständlich bleibt, 
warum in den Leitlinien hierzu keine 
konkreten Maßnahmen genannt 
werden.

Mit der Einführung der Tren­
nungsrechnung hat der Vorstand 
der DB die richtige Initiative ergrif­
fen, die unterschiedlichen Verant­
wortungsbereiche von Staat einer­
seits und DB andererseits deutli­
cherwerden zu lassen. Bei der Wei­
terentwicklung der Trennungsrech­
nung und ihrer eventuellen notwen­
digen gesetzlichen Verankerung 
muß darauf geachtet werden, daß in 
allen Bereichen der Zwang zum 
wirtschaftlichen Handeln für die 
Bundesbahn bestehen bleibt, eine 
Transparenz der Verantwortung 
aber hiermit stärker möglich wird.

Da die Leitlinien nur fiskalisch 
und betriebswirtschaftlich orientiert 
sind, fehlt auch jeglicher Lösungs­
ansatz, wie die Stärkung der Wett­

bewerbsposition der Bahn erreicht 
werden kann. Ein Weg hierfür ist oh­
ne Zweifel die Erhöhung der Investi­
tionen, aber auch der ordnungspoli­
tische Rahmen und seine Weiter­
entwicklung rechnen hierzu, um auf 
eine Harmonisierung der Wettbe­
werbsbedingungen der Verkehrs­
träger untereinander hinwirken zu 
können.

Stärkung der 
Wettbewerbsposition

Wenn diese vordringlich politisch 
zu lösenden Probleme angegangen 
werden, können auch die von der 
Bundesbahn selbst zu ergreifenden 
Maßnahmen zur Leistungssteige­
rung und Erhöhung der Attraktivität 
voll wirken. Eine Erhöhung der At­
traktivität des Angebotes der Bahn 
ist die Grundlage für die in Zukunft 
erforderliche Verbesserung der Er- 
tragssitutation der Deutschen Bun­
desbahn. Sowohl im Schienenper­
sonenfernverkehr als auch im 
Schienenpersonennahverkehr sind 
Leistungssteigerungen und Attrakti­
vitätserhöhungen möglich und not­
wendig. Die Wege hierzu sind be­
kannt, die Bahn muß zu kürzeren 
Reise- und Transportzeiten kom­
men. Sie muß die Kooperation mit 
anderen Verkehrsträgern verstärkt 
suchen und Problemlösungen für 
die Transportkette vom Versender 
bis zum Empfänger verkaufen kön­
nen.

Hierfür aber -  um innerhalb eines 
gegebenen Rahmens unternehme­
risch tätig zu sein -  benötigt die 
Deutsche Bundesbahn die volle po­
litische Rückendeckung. Rücken­
deckung in der Investitionspolitik, in 
der Ordnungspolitik sowie in den 
Fragen der Konsolidierung der Fi­
nanzen. Aber gerade diese Rük- 
kendeckung geben die Leitlinien 
nicht, und es besteht die Gefahr, 
daß damit die Probleme der Bahn 
nur hinausgeschoben, aber nicht 
gelöst werden.
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